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 Gewehre, Bomben und Widersprüche

Trotz Saure-Gurken-Zeit publiziert die woxx regelmäßig auf woxx.lu. 
Hier ein kleiner Überblick über die Highlights dieser Woche:
Heckler & Koch devient luxembourgeois Le woxx en avait 
déjà parlé fin 2019 : le fabricant d’armes allemand Heckler & 
Koch se trouvait dans le viseur d’une holding luxembourgeoise. 
Désormais, après le feu vert de Berlin, le marché est conclu. 
woxx.eu/hecklerkoch
75 Jahre Atomwaffen In unserer Web-Serie über den 75. 
Jahrestag der Hiroshima-Bombe beleuchten wir das – immer 
noch nicht vergangene – nukleare Zeitalter neu.  
woxx.eu/hiro75
Regierung will kein Verbot von Kurzstreckenflügen 
Die luxemburgische Regierung will Fluggesellschaften nicht 
vorschreiben, welche Strecken sie bedienen. Die ökologische 
Wende bei Kurzstreckenflügen soll jedenfalls nicht durch 
staatliche Interventionen zustande kommen.  
woxx.eu/kurzstrecke
Zu Erinnerung: Jeden Freitag um 18h senden wir auf Radio Ara 
(102.9 und 105.2) „Am Bistro mat der woxx“. 
Woxx-Journalist*innen geben dabei Einblick in ihre Recherche. 
Wer die Sendung verpasst hat, findet sie als Podcast auf woxx.lu 
zum Nachhören.

SHORT NEWS

Radio Ara besorgt über neues Pressehilfegesetz

(is) – „Das neue Gesetz wird uns nicht gerecht. Es ist so, als würde man 
wegen einer Blinddarmentzündung ins Krankenhaus eingeliefert, um dann 
den Arm eingegipst zu bekommen“, wird Radio Ara-Präsident Guy Antony 
in einer Mitteilung des Senders zum neuen Pressehilfegesetz zitiert. Das 
Gesetz, das letzte Woche von der Medienkommission vorgestellt wurde, 
blende die Realität der Community-Medien aus. Die Voraussetzungen 
für den Erhalt der staatlichen Pressehilfe würden der Funktionsweise 
des Radiosenders nicht gerecht. Ein Beispiel: die Mindestanzahl fest 
angestellter Journalist*innen in Vollzeit. „Das Radio hat nicht einmal genug 
Geld, um einen Techniker oder eine Technikerin einzustellen“, heißt es 
im Schreiben des Senders. 170 Freiwillige, ausländische Journalist*innen 
und 12 Angestellte in Teilzeit kümmerten sich vorwiegend um 
Organisatorisches, Ausbildungsangebote und Projektmanagement. Dem 
Sender fehle es in den Bereichen Technik, Koordinierung, Infrastruktur, 
Administration und Kommunikation an Ressourcen. Die Kreditlinie, die 
bisher für eine teilweise Finanzierung solcher Ausgaben bereit stand, soll 
mit Einführung des neuen Gesetzes sogar gestrichen werden. Das neue 
Pressehilfegesetz verschärfe somit bestehende Probleme, laut Antony: „Für 
Radio Ara bedeutet das, dass unsere Existenz auf dem Spiel steht.“ 

Bessere Busverbindungen an den Stauséi gefordert

(ja) – Der Obersauer-Stausee ist eines der einzigen natürlichen 
Badegewässer in Luxemburg. In Zeiten, in denen Auslandsreisen schwierig 
zu planen sind und die Regierung die „Vakanz doheem“ propagiert, 
ist der See beliebter denn je. So beliebt, dass sich die umliegenden 
Gemeinden gezwungen sahen, eine Reservierungspflicht für die 
Badestrände am Wochenende einzuführen. Wer das Badegewässer 
im Ösling öffentlich erreichen will, muss viel Zeit einplanen: Über 
eine Stunde dauert beispielsweise die Reise mit Zug und Bus von der 
Hauptstadt bis Insenborn. Generell ist die Region um den Stausee nicht 
besonders gut an den öffentlichen Verkehr angebunden. Eine Petition 
will, dass sich das ändert, und fordert gleich mehrere Buslinien und 
eine Expresslinie, um die Gemeinden um den See mit Luxemburg-
Stadt, Mersch und Arlon zu verbinden. Hinter der Initiative steht der 
Bauschelter Gemeinderat Jeff Gangler, der auch die Website stausei.lu 
unterhält, auf der mehr Informationen zu finden sind. Da das Parlament 
die Unterzeichnungsfristen wegen der Covid-19-Krise geändert hat, ist 
es noch bis 30. Juli möglich, die Petition zu unterschreiben – allerdings 
ausschließlich auf Papier.

Denkmalschutz

Umkehr der 
Beweislast
Richard Graf

Nur noch etwa tausend Unterschriften 
fehlen der Petition 1638 zum Schutz 
des Luxemburger Bauerbes.

Als am Donnerstag die Petitions-
kommission der Abgeordnetenkammer 
Bilanz über die aktuelle Session zog, 
konnte sie jetzt zur Sommerpause noch 
auf ein Highlight verweisen: Die Petition 
1638, die sich für den „Schutz des his-
torischen Bauerbes“ in Luxemburg ein-
setzt, hatte bei Redaktionsschluss fast 
3.500 Unterschriften erreicht, damit 
fehlten weniger als ein Viertel, damit 
das Anliegen ganz offiziell auf die poli-
tische Tagesordnung gesetzt wird. 

Zwar wurden auch in den vergan-
genen 12 Monaten wieder Dutzende 
von Petitionen eingereicht, doch viele 
davon wurden aus formalen Gründen 
erst gar nicht zum Votum freigegeben, 
oder sie erreichten, statt der erforder-
lichen 4.500, oft nur eine zweistellige 
Zahl an Unterschriften. Sie wur-
den somit ad acta gelegt, sofern die 
Antragsteller*innen sie nicht in eine 
normale Petition verwandelten, mit der 
sich der Petitionsausschuss befassen 
kann, aber nicht unbedingt muss.

Die magische Grenze knackten in 
der erwähnten Periode bislang ledig-
lich drei Petitionen: Die Petition Num-
mer 1560 (7.108), die sich gegen den 
Ausbau des 5G-Netzes in Luxemburg 
aussprach, und zwei Petitionen, die 
sich aus der Pandemie heraus ergaben: 
Petition Nummer 1550 (6.443) die eine 
Schließung der Schulen und Kinderhor-
te bis zum September verlangte, und 
die Petition 1556 (5.824), die für eine 
generelle Einführung eines Rechtes auf 
„Télétravail“ eintrat.

Während diese drei Petitionen von 
einer gewissen Aktualität und einer so-
mit ohnehin öffentlich geführten Debat-
te profitierten, ist der Erfolg einer sich 
mit dem Denkmalschutz befassenden 
Petition doch eher erstaunlich, zumal 
ihre Publikation erst kurz vor den Som-
merferien erfolgte und somit der End-
spurt – Unterschriften können noch bis 
zum 6. August auf der Petitionsseite der 
Chamber (chd.lu) abgegeben werden – 
mitten in die Sommerpause fällt.

Wer allerdings bei Denkmal-
schützer*innen vor allem an ältere, 
von einer gewissen Nostalgie erfass-
ten Mitbürger*innen denkt, liegt wohl 
falsch. Die Petition 1638 entstand 
um die sehr aktive Facebook-Seite 
„Luxembourg under Destruction“ (siehe 

woxx 1587), die erst Ende 2019 initiiert 
wurde und sich seitdem zu einem wah-
ren Forum zu aktuellen Geschehnissen 
in Sachen Denkmalschutz entwickelte. 
Und es sind vor allem auch jüngere 
Zeitgenoss*innen und auch Nicht-
Luxemburger*innen, die sich über die 
fortlaufende Zerstörung historischer 
Bausubstanz austauschen.

Heisdorf als Mahnmal

Wie akut das Problem ist – und 
weshalb der Petition 1638 gute Chan-
cen ausgerechnet werden können, die 
Mindestanzahl an Unterschriften in 
den verbleibenden knapp zwei Wo-
chen zu erreichen – hat in den letzten 
Tagen die Zerstörung der Reitställe der 
Heisdorfer Schlosses gezeigt: Zwar wird 
das Schloss als Denkmal geführt, aber 
nicht, wie das leider allzu oft der Fall 
ist, die dazugehörigen Dependancen. 
Wie sich herausstellte, wurde noch un-
ter dem Kulturstaatssekretär der vorigen 
Regierung eine Klassierungsprozedur 
der Ställe ins Leere laufen gelassen und 
seine Nachfolgerin, die Kulturministerin 
Sam Tanson (Déi Gréng), quasi vor voll-
endete Tatsachen gestellt. Jetzt muss-
ten die Ställe also dem Ausbau des im 
Schloss befindlichen Seniorenheims, 
das von den Soeurs de la Doctrine 
Chrétienne betrieben wird, weichen. 

Vor gut zwei Wochen hatten sich 
Denkmalschützer*innen zu einem 
Protestpiquet an Ort und Stelle einge-
funden, als die Abrissarbeiten bereits 
begonnen hatten. Anders als das Gesetz 
es verlangt, hing die Genehmigung zum 
Abriss nicht öffentlich aus. Ein solcher 
Aushang soll es interessierten Dritten 
erlauben, innerhalb einer dreimonati-
gen Frist Einspruch zu erheben – dafür 
muss er aber nach außen sichtbar an-
gebracht werden. Inzwischen bestehen 
auch Zweifel, ob die Genehmigung 
überhaupt rechtmäßig erteilt wurde 
und nicht die Wirren des „confinement“ 
dazu missbraucht wurden, vollendete 
Tatsachen zu schaffen.

Ein Beispiel unter vielen, welches 
das eigentliche Anliegen der Petition 
1638 unterstreicht: Alle Gebäude, die 
vor 1955 erbaut wurden, sollen grund-
sätzlich vor einem Abriss bewahrt wer-
den. In einer Art Umkehr der Beweislast 
dürfte dann nur noch Hand an solche 
Bausubstanz gelegt werden, wenn alle 
Instanzen dazu befragt wurden und ihr 
Einverständnis einbringen konnten.

AKTUELL


